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BezugSpreiSr Monatlich 3.— KM . einfchl. Zustellgebühr. — Einzelnummer 1» Pfg . — SemStag« 16 Pfg. — « nzetgengebühr 14 Pfz . für 1 rum H6H« und ein Siebeatel Breit«. « riefe und Gelder frei, « ei Wiede»
Holungen tariffester Rabatt , der al» Kassenrabatt gNt und verwc irrt werde» kan», »mm nicht binnen »ier Woche» nach Emvfang der Rechnung Zahlung erfolgt, Amtlich « Anzeigen sind direkt an di« EeschiistSstelle der lkarlg-
ruher Zeitung, Badischer Staatsanzeiger , Karlfriedrichstraße 14, zu lenden und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium de« Innern berechnet . Bei Slageerhebung, zwangsweiserBeitreibung, uud Konkursverfahren Mt der
Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Fall« von hiiherrr Gewalt, Streik, Sperre , Aussperrung, Maschlnenbruch , BetriebSsthrung im eigenen Betrieb oder in denen unserer Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprüche
fall« di« Zeitung verspitte «, t« beschrilnktem Umkaug« «der nicht « scheint. — Für telephonische Abbestellung von « nteige» wird keine Gewähr übernommen Unverlangte Drucksache« und Manuskripte werden nicht »urückgegebe»
und »« wird keinerlei « erpflichtu », zu irgendwelcher Bereitung übertwmme«. « bbeftellu », d« Zettun, kann nur je bi« »6 . auf MonatSschluß erfolgen. — Beilage» zur Karlsruher Zeitung, Badischer StaatSauzeiaerr
Zentralhandel«registrr für Badem, Badisch« Zeatralanzeigec für veamtr , Wissenschaft und Bildung, Badisch« Kultur und Geschichte, vadisch« WohlfahrtSblittter, « mlliche Berichte üb« dir Berhandlungm de« Badischen iw &g»

Wirtschaftliche Tümschau
Die kommende, von der Reichsregierung in Aussicht

genommene Mieterhöhung , zunächst ab 1. April um
10 Proz ., dann ab 1. Oktober um weitere 10 Proz ., be¬
schäftigt die Öffentlichkeit naturgemäß ausgiebig . Durch
das Reichsgesetz über den Geldentwertungsausgleich war
die gesetzliche Miete für Altwohnungen bis zum 31 . März
auf 100 Proz . der Friedensmiete begrenzt . Erhöhungen
können nach § 3 desselben Gesetzes durch die Reichsregie¬
rung unter Zustimmung des Reichsrats beschlossen wer¬
den. Da ein Beschluß der Reichsregierung nun bereits
vorliegt , liegt jetzt die Entscheidung beim Reichsrat .
Gegen den Beschluß hat sich bereits die sozialdemokratische
Reichstagsfraktion gewendet, auch sonst begegnet er star¬
ker Opposition.

Die Opponenten weisen darauf hin , daß aus ihm eine
allgemeine Lohnbewegung kommen und neue soziale
Unruhe mit unter Umständen schwerwiegendenFolgen fürStaat und Wirtschaft entstehen müsse . In dieser neuen
Lohnbewegung stehen wir allerdings bereits , wobei es
übrigens bemerkenswert ist, daß vielfachsehr schnell Eini¬
gungen zustande kommen. Natürlich werden auch die
öffentlichen Haushalte davon betroffen . Für die Miets¬
erhöhung wird angeführt , daß man den gegenwärtigen
unnatürlichen und künstlichen Zustand nicht endlos Hin¬
halten könne und daß man weiter am allmählichen Ab¬
bau der Zwangswirtschaft arbeiten müsse , um zu einer
Gesundltng unseres Wohnungswesens zu gelangen . Hier¬
zu sei aber eine Anpassung der Mieten an den Wert der
Wohnungen notwendig . Auch sei es — damit wird u . a.der Regierungsbeschluß voln Reichsarbeitsministerium
begründet — erforderlich, bereits jetzt angesichts der im
Gange befindlichen Lohnbewegungen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern gegenüber Klarheit zu geben . Bis zum1 . April des nächsten Jahres sei mit keiner weiteren
Mietserhöhung zu rechnen . Daraus geht hervor , daß
für den 1 . Januar 1928 , von welchem Termin ab die
Hausbesitzer für ihre Aufwertungshypotheken 5 Prozent
statt bisher 3 Prozent zu zahlen haben , keine neue Miets¬
erhöhung in Aussicht steht.

Es handelt sich bei den Auseinandersetzungen im we¬
sentlichen einmal darum , ob die Lage unserer Wirtschafteine Erhöhung der Mieten gestattet , und tveiter , ob die
Mieterhöhung den Haiisbesttzern oder den öffentlichenFonds zur Förderung des Wohnungsbaus zugute kom¬
men soll . Das letztere würde eine Erhöhung der Haus -
zinssteuecn oder ihre Umwandlung in andere für diese
Zwecke geeignete Abgaben bedeuten. Für den 1. Januar
gäbe es den Ausweg , am 1 . Oktober diese Abgaben nicht
zu erhöhen und den Mehrertrag der Mieten oder einen
Teik davon dem Hausbesitz zugute kommen zu lassen.Me neueil Prozentsätze sind übrigens für die Gesetzgebungder Länder Mindestmietxn . Die Länder können jetzt, daeine bisher in Geltung befindliche einschränkende Bestim¬mung des ISeldentwertungsausgleichsgesetzes fortfällt ,wird sie nicht aufs neue eingeführt , auch höhere Mietenfestsetzen.

Im wesentlichen wird die künftige Produttion anWohnungen von der weiteren Gestaltung des Kapital -zinsrs für Hypotheken abhängen . Bekanntlich ist inletzter Zeit eine Reihe von Vorschlägen gemacht worden^um die Erträge der Hauszinssteuern zur Verbilligungdieses Kapitalzinses zu verwenden . Dies kann wie bis¬her durch billige Hypotheken aus öffentlichen Mitteln ge¬schehen, oder aber , wie es jetzt verschiedentlichin Aussichtgenommen ist. außerdem auch durch Zinszuschüsse undBürgschaften für auf dem freien Kapitalmartt aufgenom¬mene Hypotheken. Dadurch würden Privathypothekenverbilligt werden. Preußen hat mit Zustimmung derkommunalen Spitzenverbände bereits eine derartigeRegelung in Aussicht genominen.Die Verhältnisse auf dem privaten Kapitalmartt habensich seit einiger Zeit erheblich gebessert, so daß man damft
rechnen kann, daß im weiteren Verlauf der Entwicklung
möglicherweise schon in zwei bis drei Jahren Hypotheken¬gelder zu erträglichen Zinsen zu erhalten sein werden.Bis dahin aber müssen zunächst so viele Wohnungen ge¬baut sein , daß nicht mangelndes Angebot den weiterenAbbau der Zwangswirtschaft uiynöglich machen . Diekünftige Stabilisierung der Mieten wjxd sich eben nichtnur nach den Geldzinsen richten, sondern nach der bisdahin betriebenen Wohnpolitik . ivobei es auch daraufankommt , infolge der Steigerung der Preise der Bau¬materialien und der Löhne- möglichst rationelle Bau¬weisen anzuwenden . Die Notwendigkeit der Bereinigung

öffentlicher, aus Hauszinssteuern oder ähnlichen Abgabeneingehender Mittel zur Förderung des Wohnungsbauswird gerade hierdurch gerechtfertigt.
*

Die von uns bereits in ausführlichem Auszug mitge¬teilte Denkschrift der badischen Regierung zur Wohnungs¬frage beschäftigt sich ausführlich mit dem in einem Land -
tagsbeschluß vom Juni enthaltenen Gedanken, eine großeAnleihe zur Förderung des Wohnungsbaus aufzuneh -
lnen. Auch diese Denkschrift vertritt den Standpunkt ,daß die vom Bauherrn zu tragende Zinslast wesentlichverbilligt werden muß, sollen die Mieten auf einer er¬
träglichen Höhe gehalten und dabei gleichzeitig der Woh¬nungsbau gefördert werden. Die Denkschrift unter¬
sucht dann ausführlich , mit den mitgeteilten Ergeb¬nissen . drei als denkbar bezeichnete Wege: 1 . Verlängerungder Gebäudesondersteuer oder einer an ihre Stelle tre¬tende Abgabe und damit Finanzierung einer Anleihe,2 . Mobilisierung des in Baudarlehen bisher angesam¬melten Staatsvermögens und seine erneute Verwendungfür Wohnbauzwecke , 3. Verwendung der Rückflüsse aus
diesem Vermögen, der Zinsen und Tilgungsbeträge zurVerzinsung , evtl , auch Tilgung einer neu aufzunehmen¬den Anleihe. Dabei wird darauf hingewiesen, daß maneine sehr erhebliche Anleihesumme braucht, um damit
wirksam der Wohnungsnot zu Leibe gehen zu können.So bräuchte man rund 200 Millionen Mark , um fünfJahre lang jedes Jahr etwa 9000 Wohnungen mit je 4800Mark öffentlichen Baudarlehen zu fördern . Dieser Wegmacht u . a . deshalb Schwierigkeiten, weil ja in Badendie Gebäudesondersteuer bis zum 31 . März des kommen¬den Jahres zeitlich begrenzt ist, wogegen man zurVerzinsung und Tilgung 20 Jahre annehmen muß .Die anderen Wege bringen nur verhältnismäßig niedrigeSummen , der zweite Weg ist wohl schon deshalb kaumgangbar , weil die Hypothekenbanken größere Sicher¬heiten fordern würden , als die an zweiter und dritterStelle eingetragenen Baudarlehenhypotheken . Beimdritten Weg wird u. a . die Frage untersucht, ob derStaat selbst die Anleihe aufnehmen oder ob, nach demVorgang Württembergs , eine besondere Wohnungs¬kreditanstalt begründet werden soll, die später eirunal zueiner Anstalt für zweite Hypotheken ausgebaut werdenkönnte, wenn sich der Kapitalmartt den Vorkriegsver¬hältnissen wieder genähert haben wird . Die Denkschrift,die im übrigen , wie es auch in ihrer Natur liegt , keinebestimmten Vorschläge macht, sondern lediglich die Mög¬lichkeiten von Anleihen für Wohnungsbauzwecke im ein¬zelnen darlegt , ist mft ihren Feststellungen. Berechnun¬gen und Anregungen auf jeden Fall ein sehr wichtigerund lehrreicher Beitrag zur Wohnungsfrage .*

Einen neuen Schritt auf Einleitung eines Volks-begehrens in der Aufwertungsfrage hat die Reichsar -
beitsgemeinschast der Aufwertungsgeschädigten« undMieterorganisationen unternommen . Es wurde an das
Reichsinnenministerium ein Gesetzentwurf eingereicht,dessen Tendenz die volle Aufwertung ist, nur bei groberUnbilligkeit oder nachgewiesener Leistungsunfähigkeitdes Schuldners sollen Herabsetzung der Schuld sowieStundung und Ratenzahlung möglich sein . Außerdem sol-len die Forderungen mit 41/ , Proz . verzinst werden . Bondiesen Zinsen soll jedoch die Hälfte an eine „überleitungs¬stelle " geleitet und davon 60 Proz . zur Förderung desWohnungsbaues abgeführt werden, wobei die Friedens¬miete aufrechterhalten und die Hauszinssteuer beseitigtwerden soll , die übrigen 40 Proz . sollen für Unterstützungvon bedürftigen Rentnern , Kriegs - und Nachkriegsbe¬schädigten sowie zur Regelung des Zinsen - und Til¬gungsdienstes der Reichsschuld verwendet werden . Auchdie Aufwertung der Anleihen des Reichs, der Länder undGemeinden wird verlangt , ebenso die Aufwertung vonReichsbanknoten. Verkäufe von Häusern in der In¬flationszeit sollen rückgängig gemacht werden können.Das neue eingeleitete Aufwertungsbegehren will offen¬bar durch die Einrichtung der „überleitungsstelle " denEinwand der Reichsregierung, an dem das erste Volks¬begehren gescheitert war , umgehen, daß dadurch derReichshaushalt in Mitleidenschaft gezogen werde. DaSist natürlich gleichfalls durch eine solch radikale Aufwer¬tung der Fall , welche auch die weittragendsten Einwir¬kungen auf das gesamte private Wirff^ stsleben mit sichbringen müßte.
Änderungen des Aufwertungsgesetzes strebt ein Ent¬wurf der Juristische« Arbeitsgemeinschaft für Gesetz¬gebungsfragen an , der nun den gesetzgebenden Körper -

schäften vorliegt . Es handelt sich hier im Gegensatz zu

dem Schritt der Aufwertungsverbände um möglicher¬weise erreichbare Verbesserungen. Die Grundlagen derbisherigen Gesetzgebung sollen erhalten bleiben und inder Hauptsache nur die schlimmsten Härten , die sich bis¬her gezeigt haben, beseitigt werden. Der sehr umfang¬reiche Enttvurf will u. v. a . die Ungerechtigkeiten beiGrundstücksverkäufen in der Inflationszeit und bei Rück-zahlung von Hypotheken vor dem 18. Juni 1922 mil-dern . Er wird neben anderen vorliegenden Verbesse -rungsentwürfen wie dem des Sparerbundes und denVorschlägen Dr . Bests zunächst den RechtsauSschuß desReichstags beschäftigen , nachdem die Reichsregierung be¬reits darüber beraten hat . ***

Der Neicbsksnzler zur Schuldfrage
In einer Sitzung , welche der Frauenausschuß zur Bekämp¬fung der Schuldluge im Reichstag abhielt, ergriff Reichs¬kanzler vr , Marx das Wort zu einer Ansprache , in der eru . a . ausfuhrte : Wir dürfen es ohne Anmaßung mit einemberechtigten Stolz aussprechen: Wir Deutschen waren dieersten, die den Weg zur Enthüllung der Wahrheit betretenhaben . Wir haben ohne Rücksicht auf uns selbst die Schleiervon unseren Geheimnissen gelüftet und drei einwandfreie «Gelehrten die bisher sorgfältig geschloffenen Archive geöffnet,um alle Urkunden , d,e ein Licht auf unsere Politik in derZeit von 1871 bis 1914 werfen könnten, der Öffentlichkeit un¬terbreiten zu lassen. Wir wollen der Welt die Möglichkeitgeben, die Wirklichkeit klar zu sehen . Wir dürfen wohl heuteschon feststellen, daß auf Grund der von uns veröffentlichtenAkten niemand mehr an den Beschuldigungen festhalten kann,die eine haßerfüllte Kriegspropaganda gegen uns über dieganze Welt verbreitete . Gerade hierin aber erblicken wireinen großen Fortschritt zugleich im Sinne der Versöhnung,denn me kann eine wahre Eintracht erzielt werden, so langeim Kreise der Völker eines oder das andere gebrandmarktsein würde . Das glücklich vollbrachte Werk ist von größterBedeutung für uns , denn es hat schon im Entstehen geradein der Richtung gewirkt, die ich soeben gekennzeichnet habe.Auch andere Regierungen haben beschlossen , unserem Beispielzu folgen und ihre Archive zu öffnen. Soeben ist der ersteBand der englischen Aktenpublikation erschienen , der di»Krisenlage vom Jahxe 1914 behandelt und, wie verlautet ,werden noch ähnliche Unternehmungen geplant . Dadurch hatunser Kampf um die Wahrheit und Verständigung immerwachsendere Aussicht auf endgültigen Sieg . In diesem Sinnehalte ich den Abschluß unserer Publikationen als ein bedeu-tungSvolles und erfreuliches Ereignis .Im Anschluß an die Ausführungen des Reichskanzler»gab der Mitherausgeber der Aktenpublikationen. Geh. RatProf . vr . Mendelsou -Bartholdy eine Würdigung des nun -mehr abgeschlossenen Aktenwerkes. 16000 Dokumente muß-ten aus dem Archiv ausgewählt werden. Es müsse da » Uu-heil eines Krieges ändern können, dessen Erinnerung un»um so furchtbarer wird, je sicherer wir beim DergleDH derZeuaniffe davon überzeugt werden, daß die Regierung ih«nicht gewollt und nicht berechnend zu günstiger Zeit herbeige-führt hat . Sie machten es sich leicht, als sie in Paris voracht Jahren die deutsche Offensive gegen Westen in einenlang vorbereiteten Angriff und in einen Überfall umdeuteten ,um den Zentralmächten die Schuld am Kriege aufzuladen .Mit einem Mahnwort der Frau ReichstagsabgeordnetenMende fand die Feier ihren Abschluß .

Beamtenschaft und AchtstundentagEiner Korrespondenz zufolge ist der Allgemein« DeutscheBeamtenbund der Ansicht, daß für die Beamten die gleichenVoraussetzungen wie für Arbeiter und Angestellte zutreffe »und daß daher der Achtstundentag bei den Reichs -, Staat »-und Kommunalbehörden und bei der Reichsbahn durchge-sührt werden müsse . Der Deutsch« Beamtenbund erklärt ,daß er den Kamps um die achtstündige Arbeitszeit Schulteran Schulter mit den anderen Gewerkschaften stehen würde»daß aber die Regelung der Dienst- bzw . Arbeitszeit für denBeamten nur auf dem Wege des Bramtenrechtes festgelegtwerden könne.
Der Reichsminister des Innern empfing am Mittwoch dieBeamtenorganisationen , um mit ihnen Fragen des Beamten -rechteS durchzusprechen. Dabei wurde auch auf die Schwie¬rigkeit einer einheitlichen Dienstzeitregelung hingewiesen.Nunmehr wollen die Beamtenorganisationen auch mit derReichsbahn in Berbindung treten , um dort die Forderungnach einheitlicher Regelung der Dienstzeit zu erheben. Inden nächsten Tagen dürften bereits entsprechende Anträgedem Verwaltungsrat der Reichsbahn zugehen .

'Die Spitzenverbände der Wirtschaft zum Finanzausgleich .Die Spitzenverbände der Wirtschaft, darunter auch derReichsverband des deutschen Handwerks, haben in einer ge¬meinsamen Erklärung zur Übergangsregelung des Finanz¬ausgleichs zwischen Reich, Ländern und Gemeinden Stellunggenommen . Ihre Forderungen gehen dahin, daß die imEntwarf vorgesehene ÄbergangSregelung nur für das Rech -cnungsjahr 1927/28 Geltung haben darf. Verlangt wird fer¬ner , daß in das Gesetz eine neue Vorschrift aufgenonrmenwird wonach eine Reichsrahmenregelung für die Realsteuernso rechtzeitig erfolgen mutz, daß sie mit dem 1 . April 1923in Kraft treten kann.
Der Schiedsspruch im Buchdrucker, «werbe . Nach einerMitteilung des Deutschen Buchdruckervereins ist ein

RcichSmanteltarif für das deutsche Buchdruckereigewerbe infreier Verständigung mit Vertretern der Gehilfenschaft abge¬schlossen worden , der bi» zum 31. März 1929 Geltung Han.



politische Neuigkeiten
Im Haushaltsausschuß - ^8 Reichstags

gab am Donnerstag bei der Beratung der Haushalts de»
Reichsinnenministeriums Minister Dr . von KeudeR Auskunft
über den Stand der Verwaltungsrefovm , die vorerst eine
Vereinfachung und Vereinheitlichung der Rechtsprechung auf
öffentlich-rechtlichem Gebiete umfassen soll. Die Reichsmini¬
sterien seien dabei, in großem Umfange den Bürobetrieb
auf die neuen wesentlichen Vereinfachungen zu stellen.
Grundsätze über den Beamtennustausch mit den Landern
seien vereinbart . Zur Verlängerung des Republikschutzgesetzes
sei vom Kabinett noch nicht Äellung genommen . Der
deutschkonservativen Partei habe er seif Begründung der
Deutschnationalen Volkspartei nicht angehört . Die Frage
der Rückkehr des Kaisers werde bei Prüfung des Republik,
schutzgeetzes beraten werden. Weiter kündigt der Reichsmi¬
nister die baldige Vorlegung des Ministerpensionsgesetzes an .
Der Minister erklärte , daß er von seinen Beamten gleiche
bejahende Einstellung zum nenen Staat verlange , zu der
er sich selbst bekenne . In der Grotz-Hamburg -Frage sei er
zur Vermittlung bereit .

Dr. Schreiber (Ztr . s : Wir verlangen von der Leitung des
Reichsministeriums das rückhaltlose Bekenntnis zur Republik
und zur Berfaffnng . Wir werden dem Ministerium mit
voller Objektivität , aber auch mit aller Wachsamkeit gegen¬
überstehen. Den Beamten muh das Recht freier Meinungs¬
äußerung zuerkannt werden. Der Beamte muß anderer -
8its die republikanische Staatsform bejahen und sich dem

taate innerlich verbunden fühlen .
Aba . Berndt (Dntl .) bedauert , daß auch Dr. Schreiber

sich so pointiert dahin ausgesprochen hat , daß der Beamte
sich zur republikanischen Staatsform bekennen müsse . — Mi¬
nister Külz hat ztvar im vorigen Jahr zunächst ein Geständ¬nis zur Staatsform gefordert, nachher aber auf meinen
Einspruch diese Forderung ausdrücklich fallen lassen und le-
diystch ein inneres Verbundensein mit dem Staat verlangt .Die Forderung , daß nur geprüfte Republikaner Personal¬
referenten sein dürften , müsse das lebhafteste Anbietertum
zur Folge haben.

Eine Entschließung des Abg . Strinkopf jSoz .) wurde an -
tenommen, worin die Reichsregierung ersucht wird, dafür

Sorge zu tragen , daß an den Grenzen des Deutschen Rei-
ches Grenzpsähle mit den verfassungsmäßigen Hoheitszeichenund den Reichsfarben ausgestellt werden.

Die Gendarmenverhaftung 1« der Pfalz
Wie aus Landau gemeldet wird, ' sind die beiden von den

französischen Besatzungsbehörden verhafteten Gendarmerie .
Kommandanten Ulrichs und Rösser Donnerstag nachmittagaus der Haft entlassen worden. Sie werden sich jedoch beide
Mitte nächster Woche — wahrscheinlich am 10. März — vor
dem französischen Kriegsgericht in Landau wegen „violence
volontaire “ — tätliche Beleidigung — und wegen „attitude
insultante " — beleidigender Haltung — zu verantworten
haben. — Der Vorfall , der der Gerichtsverhandlung zugrunde
gelegt wird , spielte sich — soweit man deutschereits unter¬
richtet ist , etwa folgendermaßen ab :

Die deutschen Behörden hatten Kenntnis davon erhalten ,
datz wiederum ein größerer Transport von zur Freirrden-
legron angeworbener Deutschen die Pfalz staffierte. Da manunter den Angeworbenen steckbrieflich Verfolgte vermutete ,wurden die Gendarmeriestalionen von Winden und Strin -
frld beauftragt , diesen Trupp zu kontrollieren , wozu noch ein
Gendarmeriebeamter aus Ludwigshafen hinzugezogen wurde.Der die erste Kontrolle ausführende Gendarm stellte in dem
einen Wagen 17 Deutsche fest, die jeder mit der gleichen
Fahrkarte versehen waren . Bei der weiteren Kontrolle trafer in einem anderen Wagen des Zuges einen Reisenden an,der sich zunächst weigerte, seine Legitimation vorzuzeigen.
Als der Reisende auch einem weiteren Gendarmeriebeamten
gegenüber bei seiner Weigerung blieb, faßten diese ihn auf
der Station Kapsweyer Um Arm, um ihn aus dem Zuge zu
begleiten . In diesem Augenblick zeigte der Reisende seinen
Ausweis , der dann auf dem Stationsbüro geprüft wurde.
Der Reisende, Lucien Tonds , Dolmetscher in Lachen -Speyer -
dorf, wohnhaft in Neustadt, der auch jetzt noch angab , daß
er mit den 17 jungen Deutschen, die inzwischen ebenfalls den
Zug hatten verlassen müssen, nichts zu tun habe, wurde von
diesen Lügen gestraft ; sie bezeichnet «« ihn einmütig als den
Führer des Transports.

Da der Zug nicht solange aufgehalten werden konnte, bis
sämtliche Papiere geprüft waren , muhte Lucien Tonds den
Weg nach Weihenburg im Elsaß zu Fuß fortsetzen. Die 17
Deutschen wurden dagegen nach Karlsruhe weiterbefördert ,
wo auch auf dem dortigen Poizeipräfidium tatsächlich zwei
steckbrieflich Brrfolgte unter ihnen identifiziert wurden , so
daß sich die Entrolle als durchaus begründet erwies . Die
deutschen Beamten find sich jedenfalls keiner tätlichen Be¬
leidigung noch einer beleidigenden Haltung bewußt.

Steurrerhöhungen in Berlin . Der Berliner Magistrat hatden Haushaltvoranschlag für 1927 verabschiedet. Zum Aus¬
gleich »des städtischen Haushalts wurde eine Erhöhung der
Grundsteuer von 200 auf 230 Prc^ ent und »der Gewerberr -
tragsfteuer von 425 auf 500 Prozent beschlossen . Die Lohn¬
summensteuer soll , wie bisher 1000 Prozerrt betragen . Die
Hundesteuer soll auf jährlich 80 Mark heraufgesetzt werden.Die endgültige Entscheidung liegt 'bei der Stadtverordneten¬
versammlung .

Preuße » und das Konkordat. Die Vorbesprechungen über
den Abschluß eines Vertrages zwischen dem päpstlichen Stuhl
und dem preußischen Staat sollen nach der »Voss. Ztg .

" zueiner gewissen Klärung geführt haben . Nach Auffassung
Preußens müsse das Hauptziel der Bertragsverhandlunaendarin gesehen werden daß die preußische Regierung ein Mit -
wirkungsrecht bei der Ernennung der Bischöfe erhält , da be¬
sonders an der östlichen und westlichen Grenze Preußens
den Bischöfen eine erhöhte politische Bedeutung zukomme,und vor allem deshalb, weil die Grenzen der bischöflichen
Diözesen nicht mit der Reichsgrenze zusammenfallen .

Der Wirtschaftsausschuß des Völkerbundes beschloß, unab¬
hängig von der Internationalen Wirtschaftskonferenz , dem
Völkerbünde vorzuschlagen, im Herbst alle Staaten zu einer
Konferenz über die Aufhebung der Ein - und Ausfuhrverbote
und die Förderung des Warenaustausches zwischen den ver¬
schiedenen Ländern einzuladen . Zu den Schiedsklauseln der
internationalen Abkommen wurde beschlossen, ein eigenes in-
terncckionales Abkommen vorzuschlagen, das den Schieds.sprüchen aus diesen Verträgen die Durchführung sichert .Die Konferenz soll in Rom stattfinden .

Direkter Reiseverkehr Europa -Aste«. Am 15 Mai dwird der direkte Eisenbahnverkehr zwischen Europa und As
auf dem Transitwege über Sibirien eröffnet werden S
Reisendem werden durchgehende Fahrkarten erhalten könnDer Fahrpreis Berlin —Tokio über Warschau. Charbin . W
diivostok wird 1 . Klaffe WO Dollar , 2. Masse 180 Dollar i8 . Masse 75 Dollar betragen . Gepäck kostet bis zu 10 KI
gramm 7 Dollar .

» «

Eine Rutzlanddebatte Im englischen Parlament
Im « « Uschen Unterhaus kam «s am Donnerstag zu einer

Aussprache über die Rußlandpokitik der Regierung Baliwnn ,wobei der Liberal« Sinclair und Macdonald Kritik übten .Der frühere HandelSminrster im Kabinett Baldwin , Sir Ro¬
bert Hörne, der 1921 mit Krassiu das jetzt so umstrittene Han¬
delsabkommen mit Rußland schloß erklärte : Falls der geheime
Krieg Rußlands gegen England nicht aufhöre und Di-nge , wie
sie in der Note aufgeführt wurden: sich wiederholen , müsse
England die Konsequenzen ziehen und die Beziehungen zu
Rußland abbrechen. Sonst allerdings wäre die Note besser
gar nicht wbgeschickt worden .

Der Außenminister Chamberlain pellte fest, daß weder der
liberale Regier noch die Sprecher der Arbeiterpartei inner¬
halb und außerhalb des Hauses die antienglische Einstellung
und Politik der Sowjetregierung verteidigt hätten . In die¬
sem Punkt gebe es keine Meinungsverschiedenheiten zwischenden drei Parteien und in der öffentlichen Meinung Eng¬lands . Die Kritik Macdonalds , daß die Regierung statt jetzt
diese Droh Note zu schicken , die Sowjetregierung früher hätteim Guten warnen sollen , begegnete Chamberlain mit der Er¬
klärung , daß das Foreign Offioe in jedem einzelnen Fall in
den letzt« » zwoi Jahren die Moskauer Regierung auf ihre
ihren Bertuagsverpflichtungen zuwiderlaufenden Handlungen
hingewiesen habe. Den anderen Vorwurf , der der Regierung
von ihren eigenen Freunden gemacht werde, daß nämlich dieseRote schon viel früher hätte kommen müssen, beantwortete er
mit dem Hinweis auf «die europäische Politik , die er seit Jah¬
ren betreibe und die auf eine Entgiftung der europäischen At¬
mosphäre , auf ein Zerstreuen des gegenseitigen Mißtrauens
unter >den Staaten und auf eine endgültige Befriedung Eu¬
ropas hinziele . Nur diese großen Gesichtspunkte seien der
Grund für die Geduld und Langmut der englischen Regie¬
rung gegenüber der russischen Politik und den russischen Jn -
triguen gewesen. Er erinnerte an die russischen Bemühun¬
gen, eben mit dem Hinweis auf englische Hinterabsichten,
Deutschland von Locarno und vom Völkerbund fernzu halten ,und als Beweis , wie leicht im heutigen Europa solches Mß -
trauen aufkoürme, zitierte er die Ausführungen einer Berli¬
ner Zeitung über englische Pläne in Polen und Litauen und,
sich hoch auf richtend, erklärte Chamberlain mit größter Be¬
tonung daß alle diese Gerüchte jeglicher Grundlage entbehr¬
ten . Niemand wolle sich in die inneren Angelegenheiten
Rußlands mischen ; niemand bekämpfe die von Rußland ge¬
wählte Staatsform innerhalb des russischen Reiches, wohlaber tvehre man sich dagegen, daß fich Rußland seinerseits in
die innere Politik »des britischen' Reiches eium rsche und daß
es versuche , 'die bestehende Regierungsfovm anderer Länder
zu untergraben «der zu stürzen.

Am Schluß »der Sitzung wurde ein liberaler AbänderungS -
antvag , das Gehalt Chamberlains zum Ausdruck des Miß¬
trauens um 100 Pfund zu kürzen, mit 271 gegen 146 Stim¬
men abgelehnt.

*
Auch im Oberhaus fand am Donnerstag eine Debatte über

Rußland statt . Tie Ausführungen Lord Scuisburrys , der für
die Regierung sprach, bewegten sich in .derselben Richtung,
wie ine Chamberlains . Was .die Frage betreffe , ob irgend¬
welche weiteren Schritte die Gestalt einer Annullierung des
Handelsabkommens oder ein« andere Gestalt annehmen soll¬ten, so sei dies eine Angelegenheit, die erwogen werden müsse,
wenn di« Zeit dafür gekommen fei .

Brurze Macbrlcbten
Das Amt des ReichSkunstwarts. Im Hauptausschuß des

Reichstags brachten die Abgeordneten Dr . Külz und Kopscheinen Antrag ein, die Reichsregievung möge alsbald das Amt
des ReichSkunstwarts, das bisher nur als provisorische Ein¬
richtung besteht, zu einer bauernden Reichsbehürde ausbauen ,die dem Umfange und der Bedeutung des Aufgabenkreises
des ReichSkunstwarts entspreche .

DaS Eisenbahnunglück in München- Ost. Das Münchener
Gericht verurteile den Lokomotivführer Aubele zu fünf Mo¬
naten Gefängnis . Drei Monaten gelten durch die Untersu¬
chungshaft als verbüßt . Der Staatsanwalt hatte 2 )4 Jahre
Gefängnis beantragt , von denen drei Monate durch die Un¬
tersuchungshaft angerechnet werden sollten. Aubele war be¬
schuldigt durch fahrlässiges überfahren eines Signals am
Pfingstmontag vergangenen Jahres auf dem Münchener
Ostbahnhof den Tod von 28 Personen und die Verletzung
von 274 Personen verschuldet zu haben.

Waffrnfnnde im Wiener Arsenal . Im ehemaligen Wiener
Arsenal , die Gemeinwirtschaftliche Anstalt Ostereichischer
Werke, wurde von der Polizei unter militärischer Assistenz
Wasfenvorräte beschlagnahmt und in mehreren Lastautos
ins Waffendepot des Bundesheeres nach Kaiser -Ebersdorf
gebracht. Es wurden ungefähr 6000 Gewehrläufe und 1300
andere eiserne Gewehrbestandteile gefunden . Die J .M .K .K.
hat die Waffen jetzt ihrerseits beschlagnahmt.

Artzibaschew f . Der in Warschau als Emigrant lebende
russische Ŝchriftsteller Artzibaschew ist .am Donnerstag ge¬
storben.

Gememde-IKnndsLau
Bon» Bau der Freiburger Kliniken. In den letzten Tagen

hat fich an der Baustelle an der Hugstetterstratze in Freiburg
das Bild wesentlich verändert . Ein großer Bretterzaun ist
um das Gelände aufgerichtet, die Hugstetterstratze selbst bei
der Gabelung rechtsseitig gesperrt . Gerüste werden aufge.
baut , Rollwagen stehen auf Schienen , der Boden . wird aus¬
gehoben, die Fundamente ausbetoniert , es wird gemessert ,in einem Wort : Es wird überall aufs emsigste geschafft.
Große Krahnen warten auf die zukünftige Arbeit , strecken
gierig die Arme aus und künden an , welch gewaltige Arbeit
hier noch der Bauleitung harrt . Ern hohes Holzhaus steht
mitten im Gelände und hält bedächtig Umschau nach dem
Fortschritt der Arbeit . Fleißige Hände fassen den Spaten ,
heben Erde aus nassem Grund , schaufeln in die Wagen . So
geht es vom frühen Morgen brs zur späten Nachmittags ,
stunde. ES wächst und gedeiht das Werk, und mit Freude
kann man feststellen, daß die Arbeit schneller vonstatten
geht, als man anfänglich geglaubt hat .

Gründung einer Maiwaldgenoffenschaft. Die zehn Ge¬
meinden , die am Maiwald interessiert sind, beabsichtigen, wie
aus Rrnchen gemeldet wird, die Gründung einer Maiwald -
genossenschaft zum Zwecke der Ent - und Bewüssrrnng drS
MaiwaldgebietrS . Die Kosten sollen entsprechend den jewei¬
ligen Größen der beteiligten Gemeinden umgelegt werden
und zwar wird Renchen als größte interessierte Gemeinde
auch den größten Teil der Kosten zu decken haben . Infolge
günstiger Darlehensangebote konnte der Anteil der Ge¬
meinde Renchen mit 32 000 Mark in neun Jahrestilgungen
bemessen werden. Der Bürgerausschuh beschloß mit 39 gegen
18 Äimmen die Teilnahme an der Maiwaldgenoffenfchast
unter der Voraussetzung , daß hinsichtlich der Statuten eine
Änderung bezüglich der stärkeren Vertretung der Gemeinde
Renchen vorgenommen werde.

Der Hrampk um die bsdiscbe Dermsten-
kammer

Zu diesem Thema führt Prof . Dr . Herinann
Rrinfried ^Karlsruhe ) in einem längeren , - an
die Presse versandten Anffatz u . a . aus :

Zum Volksschutze gegen das Gift "des Kurpfuschertums g«.
hören die unermüdlichen Bestrebungen der badischen Denti¬
sten ', Ähren Berufsstand durch Steigerung der Anforderungenin der Vorbildung zu heben und so von unfähigen und min¬
derwertigen Vertretern der Zahnbehandlung zu befreien . Vor
sieben Jahre », wurden seitens der badischen Regierung den»
Wunsche .der Dentisten auf Einführung 'der staatlichen Prü .
fang ( 1920) entsprochen, die in ihren sozialen und hygieni¬
schen Auswirkungen anerkannt gutes bewirkt und von der
Heilbehandlung Elemente abhält , die auf Kosten 'des Publi¬kums Ähre unlauteren Geschäfte machen wollen. Einen we¬
sentlichen Fortschritt auf diesem gesundheitlichen und sozialen
Wege bildet jetzt der Antrag der badischen Dentisten auf Er¬
richtung einer Dentistenkammer , die in . erster Linie das licht¬
scheue Kurpfuschertum bekämpfen, sodann wie .die Ärzte- und
Apothekerkammern die Gesamtheit ihrer Berufsangelegenhei -
ten «in eigene Vertvaltung und Kontrolle nehmen will. Daß
eine solche Absicht der Bedeutung und Stellung der Dentistenin unserem Berufsleben 'durchaus entspricht und nach Ver¬
wirklichung förmlich ruft , beweist das mutige Aufgreifen der
Idee durch 'das badische Staatsministerium , in dessen Auftragder Innenminister Remmele den Gesetzentwurf über die Er¬
richtung einer Dentistenkammer dem badischen Landtage vor¬
gelegt hat . Eine finanziell ^dudgetäre Forderung ist damit
nicht verbunden und der badische Staat braucht nur ,

'einck
moralische Unterstützung zu leihen. Die Dentisten haben seit
langem in vorbildlicher Weise ihre Berufsorganisation auS-
gebaut , haben sich in der Öffentlichkeit Anerkennung und
Wertschätzung erworben und durch Gründung des Lehrinfti -
tuts für Dentisten in Karlsruhe aus eigener Kraft .die Aus¬
bildung ihrer Standesgenossen übernommen . Hier geht eS
um die Entscheidung, ob der Dentistenberuf auf seinem Wege
zum Aufstieg durch die Stellungnahme des Staates weiter
unterstützt , oder ob er in seinen Grundlagen durch die Kamp-
fesstelluug gewisser Kreise erschüttert und zerrieben wird.
In Baden .wurden im Jahre 1926 von den Dentisten allein
rund 155 000 sog-ialversicherte Zahnkranke .behandelt , den 714
Dentisten stehen 313 Zahnärzte gegenüber . Die Dentisten
haben aber ihre Lebenskraft und Unentbehrlichkeit nicht etwa
durch Zahlen bewiesen, sondern im Dienste der Bolksgesund-
heit durch ihre umfassende Berufstätigkeit und Tüchtigkeit,
die sich längst das uneingeschränkte Vertrauen eines großen
Publikums erobert haben . Dieses Vertrauen ist vollauf be¬
rechtigt und gründet sich auf eine langjährige , äußerst gründ¬
liche Vorbildung. Man beachte , daß ein junger Dentistenkan -
didat im -biegsamsten Alter zu seinem Lehrherrn kommt, dort
volle drei Jcchre in intensivster technischer Ausbildung steht,
hieraus zweieiichabb Jahre als Assistent bei. einem Dentisten
oder Zahnarzt Dienste tut , alsdann mindestens ein halbes
Fahr dem Lehrinstitut für Dentisten in Karlsruhe zugewie¬
sen wivd , um hier seine praktische mit der wissenschaftkich -
theoretischen Vorbildung zu verbinden und sie nach sechs- bis
siebenjähriger oder meist noch lär»gerer Dauer mit einem
staatlichen Examen abzufchlietzen, das -gemäß Prüfungsord¬
nung «in Amtsarzt (Medizinalrat ) , der Direktor des Lehrin -
stitutS und ein Dentist gemeinsam abnehmen . Als Lehrge¬
genstände finden fich im Studiengange des Instituts folgende
Disziplinen : 1. Anatomie und Physiologie, 2. Chemie und
Arzneimittellehre , 3. Physik «und Röntgenologie , 4 . Zahnheil¬
kunde, -welch letztere von zwei hauptamtlich fungierenden Do¬
zenten , worunter ein Zahnarzt ist , gelehrt -wird.

Acht Hilfsdozenten , die auf den einzelnen Gebieten der
Zahnbehandlung Spezialisten sind, bestreiten die übrigen
Unterrichtsfächer -und geben die .besten Erfahrungen aus der
Geschäftspraxis der tüchtigsten Fachleute an die junge Ge¬
neration Weiler. In Baden haben sich bereits 80 Prozent
aller Dentisten der 1020 eingeführten staatlichen Prüfungmit Erfolg unterzogen und bilden eine starke Front gegenUnlauterkeit und Minderwertigkeit , wenn sich solche innerhalbder Dentistenkreise selbst breit machen sollten. Ein -natür¬
licher Wall gegen das Kurpfuschertum würde auch die neu
ins Leben tretende Dentiftenkammer bilden, -di« mit den
Zahnärzten dasselbe Ziel der Überwachung und Sauberhal -
tung des Zahnbehandlu -ngsberufes erstrebt . Aus diesem rein
sachlichen Grunde müßte die badische Zahnärztkammer nicht
gegen die Errichtung der Dentistenkammer sein . Ans der
Basis des Bestehens beider Kammern liehen sich die zwischen
Dentisten ' und Zahnärzten noch vorhandenen Ungereimtheit «»
mit Leichtigkeit aus «dem Wege schaffen und eine Berufsver »
föhnung durchführen , von der Staat und Volk ihren Nutzen
haben.

Eine beruflich-sachliche Vereinbarung zwischen Zahnärzten
und Dentisten wird und muß kommen. Wir in Baden aber
haben es politisch sticht nötig , eine reichsgesetzliche Regelung
der Angelegenheit abzuwarten und unsere eigene Enffcheidung
erst auf der des Reiches auszubanen . Der Beschluß auf Bil¬
dung einer Kammer in Baden würde zweifellos ähnliche Ge-
setzesmaßnahmen auch in andere »» Ländern nach sich ziehen
und damit bahnbrechend und vorbereitend im ganzen bleiche
wirken. Unbegründet und kleinlicher Natur wäre in Kranken -
kaffenkreisen etwa die Befürchtung einer finanziellen Aus¬
wirkung, da nicht die Dentistenkammer — ebensowenig wie
die Zahnärztekammer —, sondern die wirtschaftlichen Verei¬
nigungen dieser Berufe wie bisher den Krankenkassen als
Vertragskontrahentan gegenüberstehen werde»»..

. In Preußen ist ein vorläufiges Abkommen zwischen Den¬
tisten und Zahnärzten zustande gekommen , das das Aufgehei«
der Dentisten in dem Zahnärztestand als «in für die Denti¬
sten selbst verlockendes Ziel im Auge hat und geeignet -ist,
den Dentistennachwuchs für die Zukunft so gut wie unmöglich
zu machen . Keine Volksvertretung -irgend eines deutschen
Landes hat bisher Stellung zum Abkommen genommen und
es erscheint nicht zweifelhaft , daß die deutsche Öffentlichkeit
den Inhalt des Abkommens in seinen praktischen, d . h. sozial-
hygienischen Auswirkungen «bleuen wird . Aus diesem Ge»
si<Aspunkte und infolge des problematischen Charakters deS
Abkommens selbst kan»» die bisher ungeklärte Frage seiner
sozialhygienischei» Zweckmäßigkeit auch vom badischen La.ndtag
offen gelassen werden. Und wenn man auch Airhanger eines
derartigen Abkommens wäre , mühte di« Schaffung einer
Dontistvnkammor allsests begrüßt werden, die beidersei¬
tige Verständig »»ngsmöglichieit bei Vorhandensein von Ver -
tretungsorganen (Stande svertretmigen ) erfahrungsgemäß
nicht nur wesentlich erleichtert, sondern auch weitgehendst ge¬
fördert wird.

Billrnger Stadtratsbejchlüsse . Der .Stadtrat Villingen hat
beschlossen, alsbald mit dem Umbau des alten Pfarrhaus «»
zum Rathaufe zu beginnen . Außerdem soll das bekannt «:
historische alte Rathaus für Zwecke der AltertumSsammlu >»>
auSgebaut und bernalt werden . Die Kosten werden aun
220000 Mark veranschlagt und sollen aus Kreditmitteln g«4
deckt werden . Der Bürgerausschuß hat zu diesen Projekte «»
noch Stellung zu nehmen.



Veränderungen heim bad. Berwaltnugs -
gerichtShof

Amtlich wird nun gemeldet» daß an & tUp des bisherigen
räfidenten des bad. Verwaltungsgerichtshofs . Geheimrat Dr.arl Glöckner , der mit dem 1 . März infolge der Erreichungder Altersgrenze in den Ruhestand trat , Landeskommiffär Ge¬

heimrat vr Karl Schneider in Freiburg zum Präsidenten des
LerwaltungsgerichtShofeS ernannt wurde .

Der neue Präsident des Verwaltungsgerichtkhofes steht Fit
etwa 93 Jahren im badischen Staatsdienst . Er war zunächstals Sekretär beim Ministerium des Innern beschäftigt, wurde
dann Amtmann in Baden -Baden , darauf Oberamtmann und
Amtsvorstand in Neustadt i. Schw. und ( 1905 ) darauf wieder
in das Ministerium des Innern zurückberufen . Rach dem
Kriege war vr Schneider als Ministerialdirektor in dem da¬
maligen Ministerium für Ernährungswesen tätig . Als im
Februar 1919 feine Ernennung zum Freiburger Landeskom¬
missär erfolgte , behielt er die Geschäfte als Ministerialdirektor
für Ernährung noch solange bei , bis die damals bekanntlich
recht schwierige Gestaltung der Lebensmittelversorgung den
Antritt feines Freiburger Dienstes zuließ . Erst im Juli 1919
konnte er seine Freiburger Tätigkeit aüfnehmen .

Zu seinem Nachfolger wird Geheimer Regierungsrat und
Landrat vr Kiefer in Heidelberg ernannt werden , vr Kiefer
wurde 1867 in Karlsruhe geboren , bestand 1890 das erste und
1893 das zweite juristische StaatsexamRi . , 1896 wurde er
Amtmann in Karlsruhe . 1899 in Breisach. 1900 Oberamtmann
und Amtsvorstand daselbst , 1904 kam er nach Engen und 1908
nach Emmendingen . Zuletzt war er in Bruchsal und seit
1. April 1923 leitet er als Nachfolger Jollys das Bezirksamt
Heidelberg.

Propaganda für den Siedlungsgedanken
Im Sihungssaale der Handelskammer zu Karlsruhe hat

Donnerstag abend eine Besprechung von Vertretern gewerb¬
licher Verbände, der Landwirtschaft -, Handwerks- und 'Han¬
delskammer,. der Gelverkschaften, sowie von Mitgliedern
verschiedener Fraktionen des Landtages stattgefunden , um zuder Anregung Stellung zu nehmen , einen Propaganda ,
verein für den Diedlnngsgrdanken zu schaffen .

Präsident vr Fuchs teilte mit . daß tzinanzminister Vr.Schmitt am Erscheinen leider verhindert sei, der Sache aber
außerordentlich sympathisch gegenüberstehe. 'Ebenso habe
sich der Mitunterzeichner des Auftufes , Präsident vr . Eng -
Irr, wegen dienstlicher Verhinderung entschuldigt . PräsidentDr. Fuchs erörterte sodann die schwachen Ansiedungsmöglich-kriten im Lande Baden ; es bleibe , nichts anderes übrig , als
auf den deutschen Osten zu greifen . Hierbei spielten nichtnur volkswirschaftliche Gründe , sondern in hohem Matzenationalpolstische Erwägungen mit ; denn es gelte, die dem
Deutschtum jener Gegend drohenden Gefahren durch einen
seßhaften heimischen Bauernstand abzuwehren . An der
Siedlung sei darum das ganze Volk interessiert . Der Pro¬pagandaverein wolle alle Kräfte zusammevfassen , um auf .klärend zu wirken und Hand in Hand mit den Regierun¬
gen zu gehen. Reich und Staat obliege natürlich die Haupt¬aufgabe , nämlich die Geldmittel für die Siedlung bereitzu .stellen. Beim Siedler , so betonte der Redner , komme es aufoje persönliche Tüchtigkeit

' an , nicht darauf , daß er vielGeld mitbringt . Ein weiteres Aufgabengebiet des Propa¬gandavereins dürfte die Beratung sein.
In der Aussprache wurde von allen Seiten die Zustim¬mung zur Gründung eines Propagandavereins erklärt .Man verkannte dabei keineswegs die Schwierigkeiten , die der

Lösung des Siedlungsproblems entgegenstehen . Diese müh¬ten aber überwunden werden, da die Übervölkerung aus dereinen und die Ungunst der Wirtschaftsverhältnisse auf der
anderen ' Seite dazu zwingen, zu fiedeln. Heute lägen die
Dinge so, d«h viele, sehr viele der besten Volksgenoffen
.mangels einer Existenzmöglichkeit das Glück in der Auswan¬
derung suchen .

Die Versammlung ernannte eine Kommiffion von sieb - ^Mitgliedern zwecks Aufstellung der Satzungen . In Bälde fol
"

dann die Gründung des Vereins selbst erfolgen .

Einführung des Befehlstabes in Süddeutfchland
Im Bezirk der Rvichsbahndirektion, Karlsruhe , Stuttgart

sowie >nn rechts- und Linksrheinischen Bayern wird ab Mon¬
tag, 14 . März 1927 auf den mit Auffichtsbeamten besetzten
Bahnhöfen .der Haupt - und Nebenbahnen der Abfahrtauftrayan die der Personenbeförderung bienenden Zügen im allge¬meinen mit dem Brfehlstab gegeben. Bon diesem Zeitpunktan fallen dann die Pfeifenfignale des Zugführers und devRitt des A-uffichtsboamten „Zug abfahrenl " wog .Der Absahrtaustrag wirb durch Hochheben des Besehlstabes ,der bei Dunkelheit grünes Licht zeigt, erteilt .

Auf Bahnhöfen und Haltepurckten, aus denen die Abferti¬
gung der Personerrzüge dem Zugführer übertragen ist , gibtder Zugführer , wie bisher , den Auftrag zur Abfahrt durchein Pfeifensignal .

Der Befehlstab wird seit Jahren auf den Deutschen Bahnenzur Erteilung des Abfahrtaustvages verwendet und wird nunauch in Süddeutschlamd eingofühtt . Durch feine Anwendungsollen die Züge rascher und ruhiger abgefertigt werden . .DieReisenden können ihrerseits zur beschleunigten Zugabferti -
gung beitragen , wenn sie rechtzeitig chre Plätze einnehmenund auf Bahnhöfen mit kurzen Zugaufenthalten den Zug»sichtunnötig verlaffen . Auf hörbare Abfahrtszeichen können
st« künftig im allgemeinen nicht mehr warten .

Die bad. Übersreaitswanderung im Jahre 1826
Im Dezember 1926 gingen 378 badische Auswanderer (imNovember waren es 400 ) nach Übersee, und zwar 247 männ¬

liche und 131 weibliche Personen . Von ihnen fuhren 213 vonBremen , 164 von Hamburg und einer aus einem fremdenHafen ab. Die Gesamtzahl der badischen Übersee-Auswan¬derer im Jahre 1926 belief fich damit aus 4743, unter denen2887 Mädchen und Knaben und 1856 Frauen und Mädchenwaren . Fast zu gleichen Teilen verteilten fich die Auswan -dernden auf Bremen (2361 ) und Hamburg (2353)
' und nur 20

gingen über fremde Häfen . Verglichen mit den anderen deut¬
schen Ländern und dem Reichsdurchschnitt war auch 1926 die
badische Auswandererziffer besonders hoch mit 204,4 auf je100 000 Einwohner , während der Reichsdurchschnitt nur 102,7betrug . In benachbarten Ländern wurden folgende Zahlen
festgestellt : Württemberg 175,4, Heffen 85,5, Pfalz 152,8 , Bay¬ern rechts des Rheins 122,2 , Rheinprovinz 81,3, Preußen 87,7.Die letzten drei Jahre zeigen, wie in der deutschen Gesamt¬zahl, auch in der badischen Auswanderung die Tendenz zumSteigen : 1924 : 3400 , 1925 : 4717, 1926 : 4749. Für die nächsteZeit wird mit einer weiteren Zunahme der Auswandererziffergerechnet. Rach den neuesten Meldungen wird möglicherweisedie amerikanische Einwanderungsquote nicht, wie ursprünglichbeabfichtigt, schon vom 1 . Juli 1927 an , sondern erst vom 1 . Jutt <1928 ab herabgesetzt werden.

D<ku1scher Seidenbau
Am 22. Februar veranstaltete — w>« uns geschrieben wird— der Seidenbauoerein Karlsruhe in feinem Lokale „Zumsieftzruvant FpiedrichShof" einen Vortragsabend , welcher sehrgut und besonders mich von auswärtigen Interessenten be¬sucht war . Mi Begrüßungsworten an die erschienenen Presse¬vertreter , neuen Gäste irreb an die Mitglieder des Vereinseröffnet « der unermüdliche'

Vorsitzende , RechnrtngSrat Weis ,di« Versammlung und sprach über seine bisherigen Erfolg «tn der Seidenraupenz -ucht, durch welche er die besten Resul¬tate erzielte . Di« gewonnenen Eoc-ons wurden ini vergangenenSommer auf der Redaktion des „Karlsruher Tagblatts " aus »
Srstellt und ' erregte» allgemeines Interesse von nah und fern.n Ungarn sei die Seidenraupenzucht bis zum heutigen Tagezu hoher Blüte gelangt und trotzdem der Staat dort ein sog.Monopol omgeftchrt hat , welches bei uns in Deutschland je¬doch nicht eintreten dürfte , beschäftigen sich heute in Ungarn1600000 Menschen im Seidenbau unter Verhältnissen , diedem Staate selbst und nicht zuletzt jedem einzeinen Anbauerzum Sogen nnd Wohlstand gereichen . Jeder Züchter hat dasRecht , kostenlos so viel als möglich Laub zur Fütterung ein¬zuholen , er wird nicht mit Raupeneiern , sondern mit bereitsausgeschlüpften kleinen Räupchen versorgt. Die gewonnenenCocons liefert der Anbauer in frischem Zustande au die Be-Hörde ab und zu all diesen überaus wichtigen Vorteilen zahltder ungarische Staat heute für das Kilogranun getrockneteCocons «inen Preis von 8.40 M ., ein Beweis , daß die dor¬tigen Seidenbau -er auf eine glänzende und zufriedenstellendeRechnung kommen . Um auch unseren Landsleuten mit allemRat und mit Tat zur Seite zu stehen und weil unser Klimazur Anlage des Mauibeerstrauches und zur Zucht selbst beiweitem besser als jenes südlicher gelegener Länder ist, hates sich der Seidenbauverein Karlsruhe zur Aufgabe gemacht,incht durch theoretische , wohl aber durch praktische Nachweiseden Seidenbau in unserer Heimat zu fördern zum Wohle je¬des einzelnen und nicht zuletzt zum Staatswohle selbst !Als weiterer Redner erhielt ein Philippsburger Fachmanndas Wort , Ivelcher zu Meser Veranstaltung besonders einge¬laden war . Er behandelte den Seidenbau besonders nach

wissenschaftlichen Grundsätzen, berichtete über seine Zuchter-
folge , unterließ es auch nicht, ganz besonders auf evtl; Krank¬heiten hinzuweisen, wenn der Anbauer bei seiner Arbeit sichnicht unbedingte Reinlichkeit und Hingabe als Grundbedin¬
gung macht und wenn er nicht vor allem mit nur bestensuntersuchtem Eiermaterial aus deutschen Zuchttnstituten ver¬
sorgt wird . Die in der Februarzeitung des Vereins aufge¬stellte und sorgfältigst geprüfte Rentabilität könne er inso¬fern gutheihen , als sie sehr zurückhaltend und fast um die
Hälfte zu niedrig angegeben wurde, was jedoch den Grund¬
sätzen des Vereins insofern guten Eindruck verleiht , als ermit marktschreierischen Zahlen , wie dies z . T . manche nord -
-deutschen „Fachleute" mit besoicherer Vorliebe tun , seine ba¬
dischen Landsleute nicht irrefühven möchte. Der interessanteVortrag fand allgemeinen Beifall und zum Schluffe ermahnteder Vorsitzende der Bad . Seidenbauzentrale , welche bis zumkommenden April allein ein Gelände mit rund 100000 Maul -
boerpslanzen als größte Musterplantage angepflcmzt hat , man
möge mit Rücksicht auf richtige und gesunde Förderung des
Deutschen Seidenbaues , denselben durch Anpflanzung vonein paar Maulbeerhecken nicht als Spielerei auffaffen . DerAnbauer mache fich heute noch nicht die geringste Vorstellung ,wie reichlich seine Anlagekosten sich in kurzer Zeit verzinsenund der Deutsche Seidenbau solle zukünftig ein Allgeineingutdes deuffchen Volkes und unseres deutschen Vaterlandeswerden . Mit herzlichem Dank an die Redner wurde di« gut¬verlaufene Versammlung geschloffen .

Aus der Landeshauptstadt
Der Bolkstrauertag am 13. März .

Nunmehr ist das Programm für den Volkstrauertag am19. März festgelegt. Zün Samstag , den 12. März , stillendie Schulkinder auf di« Bedeutung des Tages hingewiesenund zur Schmückung der Kriegergräber mit eigens gemachtenKränzen auf den Friedhof geführt werden. Am Sonntagselbst sollen morgens von den Türmen des Rathauses und der
evangelischen Stadtkirche Posaunenchöve erschallen und vor¬
mittags Gedächtnisgottesdieisiie der christlichen Konfessionenund der israelitischen Gemeinde stattfinden . Für den Nach¬mittag ist eine Trauerfrier auf dem Ehrenfriedhof geplantmit Ansprachen des evang. Stadtpfarrers Herrmann und des
Oberbürgermeisters Dr . Finte » , für den Abend ein Grdächt -nisakt im großen Festhallesaal, zu dem tue Bevölkerung freienZutritt hat . Hier wird Staatspräsident Justizminister Dr .Trunk sprechen. Die öffentlichen Gebäude werden am BolkS -
trauertage Halbmast flaggen.

Badisches Landestheater . Rosa Brrtens , «ine der bedeu¬
tendsten Schauspielerinnen , derer» Name seit Dezennien mitdem Thoaterleben Berlins ruhmvoll verknüpft ist und diemit Recht als eine der. reprüsentrven Erscheinungen großerdeutscher Schauspielkunst angesehen wird , ist vom Intendan¬ten Dr . Waag für ein einmaliges Gastspiel gewonnen wor¬den. Die Künstlerin wird am Samstag , den 19. März , inE . Pailleron 's Lustspiel „Die Welt, in der man - fich lang¬weilt " auftreten .

Irurze Uscbnchten aus Laden
DZ . Mannheim , 3. März . Der seit einigen Tagen wäh¬rende Streik des Naßbaggerpersonals am Neckarkanal, Stau¬stufe Ladenburg, ist durch Abschluß eines neuen Bezirkstarifsfür Baden -Pfalz beendet worden.
DZ . Freiburg , 3. März . Seit vergangenen Samstag hatder Rheinstrom seinen außergewöhnlichen Tiefstand aufge¬geben und ist innerhalb kürzester Zeit um ein Beträchtlichesgewachsen . Die langen weihen Kiesbänke find zum größ¬ten Teil verschwunden.

Stsstssnzeiger
Berlin » 7. Febr .

Amtliche BekanntmachungDie Englische Regierung hat die erste Rate zur Auszah¬lung der von ihr bisher anerkannten „G « t h a b r n" an dieehemaligen deutschen Kriegs - und Zivilgefangenen (einschließ¬lich Sanitätspersonal ) überwiesen.
Alle ehemaligen Heimkehrer, welche sich in englischer Ge¬

fangenschaft auf britischem oder ftanzöfischem Boden befun -den haben, bz« . deren Erben , auch wenn sie bereits ihr Gut¬haben ganz oder teilweise in Papiermark erhalten haben ,werden aufgefordert , in deutlicher Handschrift
an dir Restverwaltung für ReichSaufgabrn,Berlin W 9, König,rätzrrstratze 122,

folgende Angaben einzusenden:
„Betr . Englisches Guthaben .Vor- und Zuname .Genaue jetzige Adresse .

- Geourisrag . .Deutscher Truppenteil am Tage der Gefangen¬nahme .Rümmer der englischen Gesangenen-Kompagiuebzw . Depot- und Lagerbezeichnung . . . . . . .3cfccr weitere Zusatz ist zwecklos und verzögert die Bearbei »
Êntlassungsscheine, sonstige Personalpapiereoder Rückporto find nicht beizufügen.Erbe » verstorbener Heimkehrer haben ihre Erbberechtigungnacozuwersen. Um den Erben unnötige Kosten zu ersparen ,ihnen me Restverwaltung auf Anfrage mitteilen , wieder Nachweis im einzelnen zu führen ist

g
D>e Auszahlung der Guthaben erfolgt nach der Reihen-ge des Emganges der Anträge und ngr durch die Post ,n persönliches Abheben der Beträge durch die Heimkehrerkommt nicht in Frage . Wer kein Guthaben hat. erhält einenablehnenden Bescheid, gegen, den Einsprüche zwecklos sind.Heimkehrer , welche der Restverwaltung für Reichsaufgabennach dem 1. Juli 1926 die geforderten Angaben bereits ein.gesandt haben , brauchen ihre Anträge nicht zu erneuern , dadiese vorgemerkt find.
Da über 200 000 Einzelguthaben in Frage kommen , wirddie Auszahlung geraume Zeit dauern . Erinnerungsschreibenfind zwecklos und werden nicht beantwortet .Alle Heimkehrer aus den übrigen ehemals feindlichen Län -dein werden dringend ersucht , von Anfragen über Guthabenso lange abzusehen, bis weitere diesbezügliche amtliche Be-kanntmachungen folgen.

Restverwaltung für ReichSanfgaben
gez . Linnebach .

Enteignungsberfahren bezüglich drSGrundstücks Lgb . Rr . 23 825 de«Gemarkung Mannheim -Rheinau . .Das Staatsministerium hat mit Entschließung vom 19. Fe -bruar 1927 Nr . 1570 ausgesprochen, daß die Frau Ries . Elsa ,geborene Hoerner , Eheftau des Bauingenieurs H . O . RieSin Essen, Witteringstratze 116, verpflichtet ist zu dulden , daßdas Grundstuck Lgb . Nr . 23 825 der Gemarkung Mannheim -Rheinau , an dem sie ein Miieigentumsrecht zu % besitzt,im Wege der Enteignung gegen vorgängige Entschädigungzum Zweck der Erweiterung des Wasserwerks Mannheim -Rheinau zugunsten der Wasserwerksgesellschaft Rheinau m . b.A ***i 4 flinov _ nKi fvTl * ' l V . — rv

der Wafserwerksgesellschaft Rheinau nach Maßgabe der vor-gelegten Pläne und Beschreibungen zu gestatten hat.Karlsruhe , den 2. März 1927.
Der Minister drS Innern

R e m m e l e

Die Wasserversorgung der GemeindeBrühl -Rohrhof hier, EnteignnngSvrr -fahren bezüglich des Grundstücks Lgb .Nr . 1394 der Gemarkung Brühl .Das Staatsministerium hat mit Entschließung vom 23 . Fe-bruar 1927 Nr . 1705 ausgesprochen, daß die Rechte an demGrundstück Lab. Nr . 1304 der Gemarkung Brühl (EigentümerFriedrich Zilles in Mannheim ) zugunsten der GemeindeBrühl insofern enteignet werden, als das Grundstück gegenvorgängige Entschädigung mit einer befr̂ y

stücks die Führung der zur Versorgung des Ortsteils Brühl -Rohrhof dienenden Wasserleitung auf seinem Grundstücklängs des an dem Grundstück vorbeifuhrenden Feldwegs zudulden verpflichtet ist.
Karlsruhe , den 2. März 1927.Der Minister des Innern

Remmele

Bekanntmachung
Brrrinignng der Orte Tunau , Bisch,matt und Michekrüttr zu einer ein¬fachen Gemeind«

Die zwischen den Orten Tunau , Bischmatt nud Michelrütt ," ‘ ‘ ~
b, Amtsbezirk — " ' ' -

- zu einer einfachen um » «ider gegenseitigen Gemarkungsgrenzen wurde mitvom 1 . April 1927 staatlich genehmigt.Karlsruhe , den 1 . März 1927.Der Minister des Innern
Remmele

Apotheke in Löffingen.Dem Apotheker Erwin Himmelsrher aus Löffingen wurded,e persönliche Berechtigung zum Betrieb der Apotheke inLofftngen verliehen .
Karlsruhe , den 2. März 1927.Der Minister drS Innern

Remmele

Apotheke in Söllingen .Dem Apotheker Ernst Bercher aus Oberrotweil wurde diepersönliche Berechtigung zum Betrieb der Apotheke in Söl -lingen , Amt Karlsruhe , verliehen.
Karlsruhe , den 2. März 1927.Der Minister des Innern

Remmele
Di « Rachgenannten haben die im Februar 1927 abgehal-tene Staatsprüfung für den mittleren technischen Dienst imTiefbauwesen bestanden und hierdurch gemäß Verordnung vom24. Januar 1925 die Bezeichirung -staatlich geprüfter Bau¬meister " erlangt :
Bickel , Martin , aus Mannheim , Gerne. Peter , aus Ofters¬heim . Göring , Friedrich , aus Wollmesheim, Heffelschwerdt ,Emil , aus Karlsruhe , Jung , Albert, aus Edingen, Kießer,Kurt , aus Mannheim -Rheinau , König , Karl , aus Mappach,Kühn . Ernst , aus St . Georgen b. Freiburg . Kuhn, Albert ,aus Bretten , Maurer , Johairn , aus Horheim, Melier , Adolf,aus Bretten . Molitor , Josef , aus Bruchsal. Rühle, Robert ,aus Karlsruhe , Sartorins , Jakob, aus Breiten , Schmitt»

'
Richard , aus Heidelberg-Handschuhsheim , Bölker , Adolf , auSKarlsruhe , Walz , Ernst , aus Efchbach.— Karlsruhe , den 2. März 1927.

Der Minister der Finanzen
I . V . : Sammet .

personeller Teil ‘
Ernennungen, Versetzungen . Zuruhesetzunge» ustv.

der plamnößlge» Beamte»
Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner » '

Ernannt :
Landeskommiffär Geh. OberregierungSrat Du Karl Schnei»,der in Freiburg zum Präsidenten des Perwaltuugsgericht »»

Hofs und Landrat Geh. Regierungsrat vr . Hermann Klef««beim Bezirksamt in Heidelberg zum Landeskommiffär M
Freiburg .

III



Dandel und Mirtscbatt
BetliMV Devife « « »tter» KO<s

4. S. *Wq
Mk Itotef Mk MN

Amsterdam IM <9. 168.65 169.07 168 .71 169 .13
Kopenhagen IM Kr. 112,31 112.59 112 .31 112 .59
Italien . 100 L 18.56 18.60 18.425 18.465
«ondon . . 1 Pfd . 20.447 20.499 20.444 20.496
Kewyork . 1 D. 4214 4.224 4.2140 42250
Pari » . 100 Fr . 16 .48 16.52 16 .48 16.52
Schweiz - 100 Fr . 81 .045 81^ 45 81D4 8124
Wien IM Schilling 59.325 59 .465 59 .345 59.485
Prag . . Kr. 100 12.474 12.514 12.473 12213

Der Londener Feingoldpreis . Rach einer Bekanntmachung
der Devifenbeschaffuntzsstelle vom 1. März d. I . betrag der
Londoner Goldpreis für eine Unze Feingold bis auf weiteres
84 sh , 11 y* <1, lijio . für ein Gramm Feingold 32,7777 pence .

Bom Kehler Hafenverkehr . Fm Monat Februar find im
Kehler Hafen nach einer Zusammenstellung 92 Schiffe mit
48 431 Tonnen Kohlen, Braunkohlenbriketts , Tonerde , Eisen,
Blech, Getreide , Mehl, Stückgut usw . eingelaufen ; 14 da¬
von waren Güterboote , die 2108 Tonnen Stückgut brachten.
Abgegangen sind 29 Schiffe mit 8637 Tonnen Getreide ,
Mehl , Malz , Holz, Kali usw .

Badisches Landestheater
Sptrtplan vv« 5. Mär » bis 18. März 1927

« ) Im LanbeStheater :
SemStag , S. März . 4- A 18. Th .-Gem . 3. SGr . Der gutsit.

zende Frack. 7)4 bis g. w (8.— ) .
Sonntag , 8. März . Nachmittags : 12. Vorstellung der Sonder¬

miete für Auswärtige : Der Dieb. 3—5K (8.—) .
Abends * C 18. Th .-Gem . 2. SGr . Madame Butterfltz .
7- 9)4 (8.—) .

M »«taa , 7. März . Th .-Gem. 1101—1200 und 1301—1400.8. Sinfenie -Kouzert . Leitung : Josef Krips . Solist : Paul
Trautvetter . 8—9)4 (4.—) .

Dienstag , 8. März . 4- G 19 Th .-Gem . 101—200 . Der aut .
sitzende Frack. 8 bis n . 10 (5.—) .

Mittwach. 9. März . 4c B 19. Turandot . 8 bis g. 10)4 (7.—).
DannerStag , 10 März . % E 18 (nicht Donnerstagsmiete ) . Dir

lustige« Weiber van Winds, ». VB .SGr . 7 )4—10)4 (7.—).
Sreitaz 1L März . 4c F 19 (Freitagmiete ) . Th .-Gem . 101 bi«

200 und 201—300 . Wie e» euch gefällt. 7 ^ —10 )4 (8.—) .
Samstag 12. März . 4- A 19 Th .-Gem. 1 . SGr . Zum ersten-

mal : Banaparte von Fritz von Unruh . 7 bis g. 11 (5.—).
Sonntag , 13. März . Nachmittags : Auster Miete : Das Grab

des unbekannte « Soldaten . 3 bis n . 5 (3.— ) .
AbendS : 4c C 19. Der Evangeliman «. 7 bis g. 10 (8.—) .

Montag , 14. März . Auster Miete (erstes Vorrecht Miete A )Gastspiel Anna Pawlowa mit ihrem Ballettensemble von40 Tänzern und Tänzerinnen . 8—10)4 (9 .— ) .

Dienstag » 15. März . 4t G 20 Th .-Gem . 901—400. Lahengrin «
6 bi» n. 10 (7.—) .

b ) Fm ftädt. KonzerchauS:
Sonntag , 8. März . 4- Mt Heidelberg. 7—10 (4.—) .
Sonntag , 13. März . Keine Barstellnng wegen des Bolks-

trauertags .
Rnndfnnkstunde des « ab . LandrStheaterS

Freitag , den 11 . März 1927, 6.45 Uhr . Sprecher : Oberspiel¬
leiter Felix Baumbach. Fritz von Unruh 's . Bonaparte "
(Anlästlich der Erstaufführung am 12. März 1927 ) .

Vorankündigung des Badischen Landestheaters
Freitag , 18. März 1927. Gaftsptel Japanische Geisha - und

Pantamimen -Truppe . '
Samstag , 19. März 1927 . Gastspiel Rasa Bertens : Dl«

Welt, in der man fich langweilt .
Barrecht, a ) bei Mietvorstellungen Umtausch für Inhaber

von Blockheften jeweils ab Samstag nachmittags 3 )4 bi»
5 Uhr.

b ) bei Vorstellungen auster Miete : Vorrecht der Platzmieter
mit 10 Proz . Nachlast auf die Tagespreis « jeweils Samstag
vormittags von 9 )4—12 Uhr. — Die im Wochenspielplan ge¬
nannte Abteilung hat das erste Vorrecht, die übrigen
von 10 Uhr ab . — Im ersten Vorrecht wird unter den Miet¬
abteilungen abgewechselt .

c ) Allgemeiner Vorverkauf und weiterer Umtausch ab Mon¬
tag vormittags .

Deutsche Theater -Ausstellung Magdeburg , Mai —Sept . 1927 .

125

1t

COLOSSEUM
Heute abend 8 Uhr

— Sonntags 4 und 8 Uhr —

Revue -Gastspiel

LlMer Mclrml
in Originalbesetzung

60 Mitwirkende
30 Girls

SelelWst {U 6pi« ra uni IM
Ettlingen (Baden ).

Die Spvuchstelle beim Oberlandesgericht Karlsruhe
hat durch Entscheidungen vom 19. Februar 1927 in
Abänderung ihrer Entscheidungen vom 13. November
1926 aufgruird der Verordnungen >vom 18 . Juni
1926 unib vom 20 . Januar 1927 den Bavwert des
Aufwertungsbetvages unserer Obligationen vom
Jahre 1898 auf 1 . März 1927 von Amts wegen für
eine Teilschuldve vschreidurrg G .192

von M . 2000 .— nominal auf -RM . 262,80
„ M . 1000 .—' „ „ RM . 131,40
„ M . 500 .- „ „ RM . 65,70

festgesetzt . Die Zinsonbestimm-ung .der Entscheidung
vom 18. November 1926 für die Anleihe wurde auf¬
recht erhalten .

Der Barwert des Aufwertungsbetraas unserer
Obligationen vom Jahre 1920 auf 1 . März 1927
Wurde einschließlich Zinsen für die Jahve 1925 und
1926 sowie die Monate Januar und Februar 1927
ctuf

NM . 6,70 für M . 1000 .— wmurwl
bestimmt . , ,Wir veröffentlichen >d>rese Entsche -vdu.ng.en unter Be-
zuawahme auf unsere Bekanntmachung vom 1 . De¬
zember 1926 und verweisen auf Artikel 5 der Ber -
ovdnung vom 18 . Juni 1936 , wonach es dabei _ sein
Botvenden behalt , tvsnn der Schuldner den Gläubi¬
ger nach Dkastga' -e -der Entscheidung der Spvuchstelle
^

^ ttsingen
^

(Baden ), den 3. März 1927 .

Stratzensperre .
In teilweiser Abänderung unserer Verfügung vom

80. Januar d . I . wird die Ettlingerstraste in Durlach
nunmehr vom Wasserwerk daselbst bis zur Stadigärt -
mevei für alle Fuhrwerke vom 4. .März an bis auf
weiteres gesperrt . ä

Zur Umgehung der gesperrten Strecke kann von -den
zwischen Durlach und Ettlingen verkehrenden Fuhr -
werken die Äuerstvaste durch den Stadtteil Aue be-
nützt werden , während für den Verkehr Durlach —
Stupferich die Grötzinger -, Sophien - und Dürrbach¬
struste wie bisher zu benützen sind .

Zuwiderhandlungen werden gemäß 8 121 Pol .Str .
G .B . mit Geld bis zu 60 RM . oder mit Haft bis zu
14 Tagen bestraft . O .Z .30

Karlsruhe , den 3 . März 1927 .
Badisches Bezirksamt . — Polizeidirektion C.

- Besetzung des UI . Kaminkehrbezirks der Stadt
Karlsruhe betr .

Infolge Ablebens des seitherigen Inhabers ist der
-III . Kaminkehrbezirk Karlsruhe neu zu besetzen .

Ge >« unter Kehrbezirk wird begrenzt durch die süd¬
liche Seite der Durlacher Allee und der Kaiserstcatze,
die östliche Seite .der Karl -Friodvichstrahe, die nörd-
(siche Seite der Kviegsstrahe, die Bahnlinie Karls -
ruhe —Dnrlach und die Gemarkungsgrenze . 3 -993

Bewerbungen um diese Stelle sind unter Vortage
der in 8 7 der Kamtnsegerordnung genannten Nach¬
weise bis spätestens 15. April 1927 beim unterzeichne-
ten Bezirksamt .oinznveichen . O .Z.29.

Karlsruhe , den 2 . März IVüi .
Bezirksamt Abt. IV.

Sfirpl Rchlspslege
Streitige Gerichtsbarkeit .
Öffentliche Zustellung

einer Klage.
J .980. 2.1 Lörrach. Der

Helmuth Althauser , gab .
7 . 12. 1926 zu Lörrach,
vertreten durch das Stadt .
Jugendamt Lörrach als
ÄmtSvormurid klagt gegen
den ledigen Dienstknecht
Johann Georg Böcherer

von Freiamt , zur Zeit an
unbekannten Orten , frü¬
her in Lörrach» unter d.
Behauptung , daß der Be¬
klagte chm aus Unterhalt
gemäß § 1708 BGB . um-
tengenannte Rente schul-
de, mit dem Antrag auf
kostenfällige Verurteilung
des Beklagten, an den
Kläger z . H. seines Bor -
muädes Run Tage der
Geburt , d. i . vom 7. 12.
1926 bis zur Vollendung

des 16. Lebensjahres eine
vierteljährliche voraus -
zahlbare Unterhaltsrente
von monatlich RM . 30 .—
zu bezahlen und zwar die
rückständigen Beträge so¬
fort , die künftig fällig
werdenden jeweils auf 7.
März , 7 . Juni , 7. Sep¬
tember und 7. Dezember
jeden Jahres , sowie das
Urteil für vorläufig voll¬
streckbar zu erkläreil .

Zur mündlichen Ver¬
handlung d. Rechtsstreits
wird der Beklagte vor
das Amtsgericht in Lör¬
rach auf

Freitag , den 22. April
1927 , varm . 9 Ubr,

geladen . J .980
Lörrach, 2. März 1927.
Der Gerichtsschreiber

des Amtsgerichts .
3 .986 . Bühl . Fm Kon-

kursverfahren über das
Vermögen des Obsthänd¬
lers und Landwirts Jo¬
hann Baumann , Andreas
Scchn in Altschweier ist
zur 'Abstimmung über den
durch den Schuldner ein-
gereichten Vorschlag zu
einem Zwangsveryleich
Termin vor dem Amtsge¬
richt II , Zimmer Nr . 2,
bestimmt auf : Samstag ,
den 26 . März 1927 . vor¬
mittags 19 Uhr. Zwangs -
vergleichsvorschlag n . Er¬
klärung deS Gläubiger¬
ausschusses sind in der
Gevichtsschreiberoi _ zur
Einsicht der Beteiligten
niedevgelegt.

Bühl , 3 . März 1927 .
Der Gerichtsschreiber

des Amtsgerichts .

Zuverlässiger , gewand¬
ter

Vermessungstechniker
oder Zeichner

zum Kartieren und Ans¬
arbeiten von Stadtplanen
größeren Maststabes auf
die Dauer eines Jahves
gesucht . .Bewerbungen un¬
ter Vorlage von Zeichon -
und -Schriftproben -, Zeug¬
nissen und Angabe der
Gehaltsforderungen bis
zum 20 . März 1927 an
den ©.188

Oberbürgermeister
der Stadt Billtngen .

Das Bad . Forftamt
Waldkirch -bei Froiburg
verkauft freihändig aus ö.
Domänenwaldum 'gen 490
fm Fichten- u . Tannen¬
stämme u . Abschnitte al¬
ler Klassen, darunter 14
fm Forlen und Lärchen.
Losverzeichnisse mit nä¬
heren Angaben über
Fährlöhne u . dgl. durch
das Forstamt . Schriftliche
Angebot« in Prozenten
der Landesgrundpreise b.
Dienstag , de« 15. März
d. I ., nachmittags 5 Uhr,
erbeten . 3 .987

Für den Neubau eines
Strastenwärierhauses mit
Ökonomie in Ostevmyeu
sollen d. Verputzarbeiten ,
Holzfußboden-, Glaser -,
Schreiner -, Schloßer-,
Tünchen- und Tapezier¬
arbeiten , Wasser-Zu - und
Ableitung im Gebäude,
Kachelüstm , elektrische Be¬
leuchtungsanlage nach den
Bestimmungen des Fi -
iwnzminisderiums v . 27.

Kaufe gleich I
Zahle spater !

Kf O 1

ß Konfirmanden -Anzfigs iqoo
J gute Verarbeitung . . von Mk. I J an

Konfirmanden -Kleider ifiso
ln gutem Samt, flott u . jugendl. gearbeitet 1U

Bequemsfe Ratenzahlung !

>>
I Beamte ohne Anzahlung |

Unsere Frühjahrs-Neuheiten
treffen täglich ein.

Deutsche BeNeidungs - Gesellschaft S
Kronenstrahe 40 Karlsruhe Ecke Warkgrafeastr .

Städtische Sparkasse Gaggenau .
* Bilanz auf 31. Dezember 1926 .

Bermsgen
1 . Kafsenbestand . . . . 10 271 .22
2. Darlehen auf Hhpo-

tbeken . 217 717 .49
3 . Darlehen in laufender

Rechnung. 661095 .53
4. Darlehen auf Schuld¬

schein . 143 834 .71
5 . Darlehen an Gemeinden 12M .—
6 . Einnahmerückstände • 5 666.17
7 . Gerätschaften . . . . 435 .—

Derbittdttchkrtte « . m ,
1 . Spareinlagen . . . . 451880 .16
2 . Giro - und Kontokorrent¬

einlagen 429 413 .68
3 . Sonstige Einlagen . . 979.29
4. Anlehens- und andere

Schulden . . . . . . 115874 .04
5 . Rücklagen:

a) gesetzt. Reserve . . . 18389 .44
d>Aufwertungsstock . . 12832 .22

6. Reingewinn im Jahre
1928 . 10851 .29

1040220 .12 1040220 .12

MeinsreWek.
Bruchsal. J .985

Beveinsrsgistereintvag
Band I O .-Z. 68 : St . Io -
sephsverein Langenbrük -
ken mit dem Sitz in Lan » ^genbrücken.

Bruchstrl, 22. 2. 1927.
B«d. Amtsgericht III .

Samstag , 5. März 1927
*A18 TH -Gem . IH S -.Gr .

Berechnung der Rücklage.
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :

8 % aus XM 881293 — Einlagen . . . . = SUt 70 503 .44
Sie beträgt auf Schluß des Jahres 1926 . m 42072 .95
Somit weniger . . 9t& 28430 .49

Gaggenau , den 4. Februar 1927 .
Der Borstheud « des BerwaltaagsratSr Der Geschäftsletteri

Schneider , Drechsel .

1922 und 22. 7. 1924
geben werden,
geichnuirgen u. Bedin-
ngen liegen in der
it vom 26. Febr . bis
schl . 12. März 1927 in
sevem Geschäftszimmer
nn. von 8 bis 12 Uhr
c Einsicht auf . Ange-
« verschlossen , porto-
d bestellgeldfrei mit
sprechender Aufschrift

längstens Montag , d.
Mär , 1927 , vormitt .

Uhr, zur Eröffnung
znveichon . Zuschlag-
st 3 Wochen . J .R
Valdshut , 21 . Febr . 27.

Für den Neubau eine»
Kochtüchengebäudes im

Polizeilichen Arbeitshause
Aislau fürd gemäß der
neuen Finanzmtnisterial -
verordnung öffentlich zu
vergeben : J .992

Maurerarbeiten 298
cbm Bruchstein-, 470
cbm Backsteinmauerwerk,
110 qm Riegelmauerwerk
und 46 eben Stampfbe¬
ton.

Eisendetonarbeiten 125
cbm.

Steinha uerarbeite « ro¬
ter Sandstein 4,400 cbm
oder Kunststein, Heller
Sandstein 18 cbm oder
Kunststein.

Zimmerarbeiten 38
cbm Tannenholz .

Schmiedearbeiten , Dach¬
deckerarbeiten 485 qm M -
berfchwanzdoppeldach .

Blechnerarbeit 80 m
Dachkamrl, 38 m Absall-
rohr .

Schlofserarbriten Git -
terliefevung 8150 lcg.

Einsichtnahme in Zeich¬
nungen , Bedingungen u.
Abgabe der Angobotsvor-
drucke beim Bezirks-Bau¬
amt Bruchsal, Schloß-
raum 21, während der
Dienststunden .

Angebote sind verschlos -

!
en, postfrei und mit ent-
prechender Auffchrist 6t«

zur Eröffnung am Frei¬
tag , den 18. März 1927 ,
vormittags 1« Uhr, bei
uns «inzureichen . Zu-
MagSfrist 4 Wochen .

Bruchsal, 1. März 27.
Bezirks -Banamt .

m M |MM MM
von Dregelh

!n Szene gesetzt von
lrich von der Trenck

Exzellenz Dub Höcker
von Reiner Her»
Stephanie Frauendorfer
Emma Clement
Ahldorf
Laura -
von Zimko
von Silberberg
von Gahl
Kürschner
Turner
Dr . Sonnberg
Huber
Irene
Melzer
Hawelka
Hauser
Stern
Lilli
Josef
Peter

Kienscherf
Genier

Bockx
Brand
Müller

Hofbauer
Prüter
Leitgeb

Gemmecke
Morst

Kloeble
Graf

Mehner
Schneider

Albrecht
Schneider

Weidner
fang 7 ' /. Ende 9' /.
l . Sperrfitz Mk . 5.—
. 6. März nachmittag »
Der Dieb - Abends :

Madame vntter «,
rzerthau » « tt-HÄtlberg

Mo . 7. März

^ ruck G. Bram », Karlsruhe .
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